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Beschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur ganztägigen Förderung von Kindern im 
Grundschulalter (Ganztagsförderungsgesetz - GaFöG) 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 239. Sitzung am 7. September 2021 

die beiliegende Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses  

– Drucksache 19/32280 – zu dem 

Gesetz zur ganztägigen Förderung von Kindern im Grundschulalter  

(Ganztagsförderungsgesetz – GaFöG)

angenommen.

Anrufung des Vermittlungsausschusses: Drs. 503/21 (Beschluss)
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19. Wahlperiode 06.09.2021

Beschlussempfehlung 

des Vermittlungsausschusses

zu dem Gesetz zur ganztägigen Förderung von Kindern im Grundschulalter  

(Ganztagsförderungsgesetz – GaFöG) 

– Drucksachen 19/30236, 19/29764, 19/30512 –

Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Andreas Jung 
Berichterstatter im Bundesrat: Ministerpräsident Stephan Weil

Der Bundestag wolle beschließen:

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 234. Sitzung am 11. Juni 2021 beschlossene 
Gesetz zur ganztägigen Förderung von Kindern im Grundschulalter (Ganztagsförde-
rungsgesetz – GaFöG) wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefassten Be-
schlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsausschuss 
beschlossen, dass im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu-
stimmen ist.

Berlin, den 6. September 2021 

Der Vermittlungsausschuss

Hermann Gröhe 

Vorsitzender

Andreas Jung 

Berichterstatter

Stephan Weil 

Berichterstatter
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Anlage

Gesetz zur ganztägigen Förderung von Kindern im Grundschulalter 
(Ganztagsförderungsgesetz – GaFöG)

1. In Artikel 1 Nummer 2 wird die Angabe „§ 7 Absatz 3“ durch die Angabe „§ 7 Absatz 4“ ersetzt. 

2. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3 

Förderbereiche 

Die Finanzhilfen des Bundes werden trägerneutral gewährt für zusätzliche investive Maßnahmen 
der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände zum quantitativen oder qualitativen Ausbau ganztägi-
ger Bildungs- und Betreuungsangebote. Förderfähig sind Investitionen für den Neubau, den Umbau, 
die Erweiterung, die Ausstattung sowie die Sanierung der kommunalen Bildungsinfrastruktur, die der 
Bildung und Betreuung von Kindern im Grundschulalter dienen, soweit dadurch Bildungs- und Be-
treuungsplätze oder räumliche Kapazitäten geschaffen oder erhalten werden, um eine zeitgemäße 
Ganztagsbetreuung zu ermöglichen. Plätze im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die entweder neu 
entstehen oder solche ersetzen, die ohne Erhaltungsmaßnahmen wegfallen. Nicht förderfähig sind dies-
bezüglich Sanierungsaufwendungen, die ausschließlich der Instandhaltung und dem Werterhalt der 
Bausubstanz und nicht dem Ziel des Gesetzes dienen. Gefördert werden auch besondere, mit diesen 
Investitionen unmittelbar verbundene, befristete Ausgaben.“ 

b) § 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4 

Förderquote 

Der Bund beteiligt sich gemäß § 4 Absatz 1 des Ganztagsfinanzierungsgesetzes vom 9. Dezember 
2020 (BGBl. I S. 2865) mit einem Betrag von maximal 3,5 Milliarden Euro mit einer Förderquote von 
höchstens 70 Prozent, die Länder beteiligen sich mit mindestens 30 Prozent am Gesamtvolumen des 
öffentlichen Finanzierungsanteils der nach § 3 förderfähigen Ausgaben eines Landes im Sinne von 
Artikel 104c des Grundgesetzes. Die Eigenmittel freier Träger können auf den Finanzierungsanteil der 
Länder angerechnet werden, soweit der verbleibende Anteil des Landes am Gesamtvolumen des öf-
fentlichen Finanzierungsanteils mindestens 10 Prozent beträgt.“ 

3. Artikel 4 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,1. Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Zum anteiligen Ausgleich für laufende Belastungen der Länder, die diesen aus der stufen-
weisen Einführung eines Anspruchs auf ganztägige Förderung für Grundschulkinder durch Artikel 1 
Nummer 2 und 3 des Ganztagsförderungsgesetzes vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
dieses Änderungsgesetzes] entstehen, verringern sich die in Absatz 2 genannten Beträge für den Bund 
im Jahr 2026 um 135 Millionen Euro, im Jahr 2027 um 460 Millionen Euro, im Jahr 2028 um 785 
Millionen Euro, im Jahr 2029 um 1 110 Millionen Euro und in den Jahren ab 2030 um jeweils 1 300 
Millionen Euro; die in Absatz 2 genannten Beträge für die Länder erhöhen sich entsprechend im Jahr 
2026 um 135 Millionen Euro, im Jahr 2027 um 460 Millionen Euro, im Jahr 2028 um 785 Millionen 
Euro, im Jahr 2029 um 1 110 Millionen Euro und in den Jahren ab 2030 um jeweils 1 300 Millionen 
Euro.“ ‘
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4. Nach Artikel 5 wird folgender Artikel 6 eingefügt:

„Artikel 6 

Evaluation

Die Bundesregierung evaluiert unter Beteiligung der Länder zum 31. Dezember 2027 und zum 31. De-
zember 2030 die durch dieses Gesetz verursachten Investitionskosten und die Betriebskosten. Im Lichte der 
Ergebnisse der Evaluation werden Bund und Länder unter Beachtung der Aufgabenverantwortung Mehrbe-
lastungen und Minderbelastungen der Länder auf Grundlage der in diesem Gesetz geregelten wechselseiti-
gen Finanzbeiträge angemessen ausgleichen.“

5. Der bisherige Artikel 6 wird Artikel 7.
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